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1. Die Pflegekassen haben i.d.R. keinen deliktsrechtlichen Anspruch gegen den Hersteller 

eines von ihnen in der Pflege eingesetzten Produktes mit konstruktionsbedingten 
Sicherheitsmängeln auf Ersatz von Nachrüstungskosten (hier: Sicherheitsmängel an 
Pflegebetten - Gefahr von Bränden und Einklemmungen). 

 
2. Die Pflegekassen müssen aufgrund ihrer eigenen sozialversicherungsrechtlichen 

Leistungsverpflichtung die Pflegebedürftigen versorgen und vor drohenden Gefahren 
schützen, denn der Anspruch der Pflegebedürftigen umfasst gemäß § 40 Abs. 3 S. 3 
SGB XI auch die notwendige Änderung, Instandsetzung und Ersatzbeschaffung von 
Pflegehilfsmitteln. Hat daher der Hersteller die Pflegekassen umfassend über die 
Gefahren und die Möglichkeiten der Beseitigung informiert, ist er seiner delikts-
rechtlichen Gefahrabwendungspflicht ausreichend nachgekommen.  

 

§ 40 Abs. 3  S. 3 SGB XI; § 31 Abs. 1 S. 2 SGB VII; § 823 BGB, § 1 ProdHG 
 
Urteil des BGH vom 16.12.2008 – VI ZR 170/07 –  
Bestätigung des Urteils des OLG Hamm vom 16.05.2007 - 8 U 4/06 -  
 
Dem - neben dem Zivilrecht - das Recht der Pflegeversicherung berührenden Urteil kommt 
auch für die Unfallversicherung Bedeutung zu, da wie die Pflegekassen nach § 40 SGB XI 
ebenso die gesetzliche UV nach § 27 Abs. 1 Nr. 4  i.V.m. § 31 Abs 1 S. 2 SGB VII 
verpflichtet ist, bei Hilfsmitteln auch die "notwendige Änderung, Instandsetzung und 
Ersatzbeschaffung" vorzunehmen. 
 
Die klagende Pflegekasse verlangte die Erstattung von Nachrüstungskosten für Pflegebet-
ten aus der Produktion der Beklagten, die sie ihren Versicherten für die häusliche Pflege 
zur Verfügung gestellt hatte. Nachdem die zuständigen Behörden über Sicherheitsrisiken 
der Betten informiert hatten und die Beklagte die Übernahme der Nachrüstungskosten ab-
gelehnt hatte, ließ die Klägerin die Betten auf eigene Kosten nachrüsten. Wegen fehlender 
Vertragsbeziehung kam nur ein deliktischer Anspruch in Betracht.  
 
Der BGH hat einen derartigen Anspruch abgelehnt. Die Beklagte habe zwar als Herstelle-
rin der mit Sicherheitsmängeln behafteten Pflegebetten den zu befürchtenden Gefahren 
für Leib und Leben der Nutzer in geeigneter Weise begegnen müssen. Das gelte insbe-
sondere dann, wenn - wie hier - eine konstruktionsbedingte und damit eine nicht etwa nur 
auf Ausreißer beschränkte Gefährlichkeit im Raum stehe (Rn 15). Gleichwohl sei sie nicht 
zur Nachrüstung der betreffenden Pflegebetten verpflichtet, denn eine solche Maßnahme 
sei vorliegend "im Interesse der Effektivität der Gefahrenabwehr jedenfalls nicht erforder-
lich" gewesen. Der Senat verweist insofern (Rn 16) darauf, dass die Klägerin, nach dem 
sie umfassend über die Gefahren und über die Möglichkeiten ihrer Beseitigung informiert 
worden sei, aufgrund  eigener sozialversicherungsrechtlicher Leistungsverpflichtung (§ 40 
Abs. 3 Satz 3 SGB XI) die Pflegebedürftigen vor drohenden Gefahren habe schützen 
müssen. Man könne auch davon ausgehen, dass die Pflegekassen diese Pflichten erfüllen 
würden. "Folglich bedurfte es zur Gewährleistung eines effektiven Schutzes der Pflegebe-
dürftigen nicht einer Nachrüstung der Betten durch die Beklagte".  Die Beklagte habe 
"nicht die allein den Pflegekassen nach § 40 Abs. 3 Satz 3 SGB XI obliegende Versorgung 
der Pflegebedürftigen mit in jeder Hinsicht funktionsfähigen Pflegebetten sicherzustellen" 
(Rn 17). 
 
Im Ergebnis bedeutet dies, dass die sozialrechtliche Verpflichtung der Versicherungsträger 
zugunsten der Pflegebedürftigen, verbunden mit der Erwartung, dass sie ihrer Verpflich-
tung auch nachkommen, den Schädiger - deliktsrechtlich - weitgehend entlastet. Der ei-
gentliche Zweck der sozialrechtlichen Leistungsverpflichtung ist die Hilfe für die Pflegebe-
dürftigen; nach Ansicht des BGH wirkt sich dies aber auch in einer Reduzierung der de-
liktsrechtlichen Gefahrabwendungspflicht des Herstellers aus.   
 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 16.12.2008 – VI ZR 170/07 –  
wie folgt entschieden: 
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